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Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Schulorganisationsgesetz,
das Schulunterrichtsgesetz, das Schulunterrichtsgesetz fir Berufstatige,
Kollegs und Vorbereitungslehrgange, das Schulpflichtgesetz 1985, das
Pflichtschulabschluss-Prifungs-Gesetz, das Hochschulgesetz 2005, das
Hochschul-Qualitatssicherungsgesetz und das Universitatsgesetz 2002
geandert werden und das Bildungsdokumentationsgesetz 2019 erlassen

wird;
Begutachtung; Stellungnahme

Zu dem Ubermittelten Gesetzesentwurf nimmt das Bundesministerium fir Verfassung, Refor-

men, Deregulierung und Justiz—Verfassungsdienst wie folgt Stellung:

l. Inhaltliche Bemerkungen

Datenschutzrechtliche Bemerkungen

Zu Art. 4 (Anderung des Schulpflichtgesetzes 1985):

ZuZ2(§6Abs.1a):

Die Erlauterungen zu § 6 Abs. 1a fihren aus, dass eine Verpflichtung zur Einholung der betref-

fenden Unterlagen vorgesehen wird. Fraglich ist jedoch, ob dem eine Verpflichtung der Erzie-

hungsberechtigten zur Ubermittlung der Unterlagen korrespondiert.
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Zu Art. 9 (Bildungsdokumentationsgesetz 2019):

Vorbemerkungen:

1. Der Entwurf sieht im Bereich der Bildungsdokumentation die Umstellung von der Sozialver-
sicherungsnummer auf das bereichsspezifische Personenkennzeichen (bPK) vor. Die Verarbei-
tung der Sozialversicherungsnummer ist dennoch mehrfach (zB. in den §§ 3, 15, 16, 22 und 23)
geregelt und die Sozialversicherungsnummer wird auch als Datenart in den Anlagen genannt.
Fur die Umstellung kann in diversen Fallen (zB. gemal3 § 22 Abs. 5) mit Verordnung auch ein
spaterer Zeitpunkt bestimmt werden. Zudem ist etwa gemaf3 den Ubergangsbestimmungen

in § 22 Abs. 6 —sofern die technischen Voraussetzungen bis zum Schuljahr 2022/23 nicht gege-

ben sind — die Sozialversicherungsnummer im Rahmen der periodischen Uberprifungen von
Lernergebnissen der Schiler bzw. Prifungskandidaten bekanntzugeben. Eine Verarbeitung
der (verschlisselten) Sozialversicherungsnummer ist — sofern die technischen Voraussetzun-
gen bis zum Schuljahr 2022/23 nicht gegeben sind — nach § 22 Abs. 7 vorgesehen. Auch haben
nach den Ubergangsbestimmungen hinsichtlich des 5. Abschnitts (§ 23) die in § 23 Abs. 1 ge-
nannten Leiter von Bildungseinrichtungen und postsekundaren Bildungseinrichtungen die So-
zialversicherungsnummern von Schilern bzw. Studierenden in den bezeichneten Fallen zu
Ubermitteln, wenn die technischen Voraussetzungen noch nicht gegeben sind. § 23 Abs. 2 sieht
weiters eine Verarbeitung der Sozialversicherungsnummer durch die Bundesanstalt , Statistik

Osterreich" vor. Allgemein stellt sich die Frage, ob bzw. in welchen Fallen das Fehlen der tech-

nischen Voraussetzungen bereits den Zeitpunkt der Umstellung hinausschiebt oder der spa-

tere Zeitpunkt (zusatzlich) mit Verordnung festgelegt werden muss.

Im Hinblick auf die Verarbeitung der Sozialversicherungsnummer wird auf die Stellungnahme
des Datenschutzrates vom 17. November 2010, GZ BKA-817.416/0002-DSR/2010, betreffend
die Verwendung des bereichsspezifischen Personenkennzeichens in der Verwaltung und in ak-
tuellen Regelungsvorhaben hingewiesen, in welcher der Datenschutzrat auch auf die Bildungs-
dokumentation Bezug nahm. Der Datenschutzrat verwies darauf, dass in Osterreich E-Govern-
ment-Losungen entwickelt wurden, um die Sozialversicherungsnummer nicht als universelles
.Personenkennzeichen" fir Bereiche zu verwenden, welche keinen Bezug zu den Sozialversi-
cherungsagenden aufweisen. Er wies darauf hin, dass zu diesem Zweck das bereichsspezifische
Personenkennzeichen im E-Government-Gesetz (E-GovG) vorgesehen wurde und die Verwen-
dung der Sozialversicherungsnummer als universelles ,Personenkennzeichen® daher klar der

E-Government-Strategie des Bundes widerspricht.

Im Lichte dieser Stellungnahme des Datenschutzrates und der vorgesehenen Ausnahmen bzw.
komplexen Ubergangsregelungen stellt sich die grundsatzliche Frage, wann eine vollstandige

verpflichtende Umstellung auf bPK im Bereich der Bildungsdokumentation zu erwarten ist.
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2. Allgemein wird angemerkt, dass im Sinne der Grundsatze der Zweckbindung und Datenmi-
nimierung (Art. 5 Abs. 1 lit. b und ¢ DSGVO) und des Verhaltnismal3igkeitsgrundsatzes (§ 1
Abs. 2 Datenschutzgesetz (DSG), BGBI. | Nr.165/1999) personenbezogene Daten nur dann
verarbeitet werden dirfen, wenn diese Daten zur Erreichung des Ziels unbedingt erforderlich
sind. Dies ware insbesondere auch bei den in den Anlagen genannten Datenarten zu beachten.

Weiters sollte in den Erlauterungen dargelegt werden, ob die in den Anlagen angefihrte Be-
grindung fur eine allfallige Nichtteilnahme an nationalen Leistungsmessungen und die Kon-

textdaten besondere Kategorien personenbezogener Daten gemaf3 Art. 9 DSGVO darstellen.

Zu§3:

Fraglich erscheint, wozu der Hauptverband der Osterreichischen Sozialversicherungstrager ge-
mal § 3 Abs. 4 die Sozialversicherungsnummern zu den verschlUsselten bPK-SV zu ermitteln
und die Sozialversicherungsnummern mit den bPK-AS an die Bundesanstalt Statistik Oster-
reich zu Ubermitteln hat. Sofern bereits bPK verwendet werden konnen, stellt sich die Frage,

wozu zusatzlich Sozialversicherungsnummern bendétigt werden.

Zuf§ 4.

Es sollte geprift werden, ob die Datenschutz-Folgenabschatzung gemafl3 Art.35 Abs. 10
DSGVO (iVm Art. 35 Abs. 7 DSGVO) in den Erlauterungen vorweggenommen werden kann.

In § 4 Abs. 2 sollte verstandlicher geregelt werden, in welchen konkreten Fallen die Datenver-
arbeitung durch gemeinsam fir die Verarbeitung Verantwortliche gemaf3 Art. 26 DSGVO vor-
genommen wird. Weiters sollte moglichst abschlief3end geregelt werden, zu welchen Aufga-
ben die Abfrageberechtigung nach § 4 Abs. 4 konkret bendtigt wird.

Zu § 4 Abs. 5 wird angemerkt, dass sich Datenverarbeitungen grundsatzlich bereits aus dem
Gesetz ergeben missen. Soweit in der Verordnung gemaf3 § 4 Abs. 5 (auch) Datenverarbeitun-
gen geregelt werden sollen, missten diese aufgrund des § 1 Abs. 2 DSG bereits aus dem Gesetz
vorhersehbar sein. Es sollte geprift werden, ob hinsichtlich des Verstof3es gegen Datensicher-
heitsmafdnahmen in § 4 Abs. 6 auch auf Art. 32 DSGVO verwiesen werden misste.

Hinsichtlich der in § 4 Abs. 7 und 8 vorgesehenen Léschungsfristen (hier sogar Verdreifachung

der Speicherdauer von 20 auf 60 Jahre) sollte iSd. VerhaltnismaRigkeitsgrundsatzes (§ 1 Abs. 2
DSG) ausfuhrlicher erldutert werden, aus welchen Grinden die personenbezogenen Daten fur

diesen langen Zeitraum unbedingt benotigt werden. Dass durch die Verwendung von bPK ein
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hoherer Schutz der Daten gegeben ist, hat fir die Notwendigkeit der Iangeren Aufbewahrung

der Daten grundsatzlich keine Bedeutung.

Zuf§5:

Allgemein sollte erlautert werden, ob nach § 5 Abs. 1 auch besondere Kategorien personenbe-

zogener Daten gemaf3 Art. 9 DSGVO verarbeitet werden. Diese Frage stellt sich besonders hin-

sichtlich der Verarbeitung des Religionsbekenntnisses und des festgestellten sonderpadagogi-
schen Forderbedarfs (§ 5 Abs. 1 Z 17). Diesfalls sollte in den Erlauterungen dargelegt werden,
auf welchen Eingriffstatbestand des Art. 9 Abs. 2 DSGVO sich die Verarbeitung stitzt.

Hinsichtlich der Datenverarbeitungen in § 5 Abs. 3 stellt sich die Frage, welche personenbezo-
genen Daten konkret zu diesem Zweck erforderlich sind und wie lange diese Daten zum Zwe-
cke der Ermittlung der der allgemeinen Schulpflicht unterliegenden Kinder benétigt werden

bzw. wann diese zu |6schen sind.

Zul§7:

Es sollte erlautert werden, in welcher datenschutzrechtlichen Rolle (als Verantwortlicher ge-
mald Art. 4 Z7 DSGVO oder als Auftragsverarbeiter gemaf3 Art. 4 Z 8 DSGVO) die Bundesan-
stalt ,Statistik Osterreich* gemaf § 7 Abs. 2 tatig wird, zumal gemaR § 7 Abs. 1 der/die zustan-
dige Bundesminister/in als Verantwortliche/r gemaf? Art. 4 Z7 DSGVO automationsunter-

stUtzt die Gesamtevidenz der Schilerinnen und Schiler einzurichten hat.

Die Erlauterungen fihren zudem aus, dass eine Auflistung der konkret zu verarbeitenden Da-
ten der einzelnen Kategorien in einer Verordnung vorgenommen werden soll. Diesbeziglich

wird auf die Anmerkungen zu § 4 Abs. 5 verwiesen.

Zu§8:

Die in den Kontextdaten gemal3 § 8 Abs. 3 enthaltenen personenbezogenen Daten sollten aus-
fuhrlicher erlautert werden. Insbesondere ist auch fraglich, ob im Zusammenhang mit dem so-
ziobkonomischen Hintergrund besondere Kategorien personenbezogener Daten (Art.9
DSGVO) verarbeitet werden.

Zu§9:

Es sollte ndher dargelegt werden, wie sich das Verhaltnis von § 9 des Entwurfes zu § 4 des 1QS-
Gesetzes —1QS-G, BGBI. | Nr. xxx/2019, darstellt.
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Allgemein erscheint zu § 9 Abs. 4 fraglich, weshalb nicht bereits von der Bundesanstalt , Statis-
tik Osterreich" die entsprechenden Auswertungen (Statistiken) hinsichtlich der Uberprifung
von Lernergebnissen der Schilerinnen und Schiler sowie des Qualitatsmanagements und der
Qualitatsentwicklung im Schulwesen erstellt werden, da diesfalls keine personenbezogenen
Daten, sondern nur mehr aggregierte Statistikdaten Ubermittelt werden mussten. Diesbezig-
lich wird auch auf die Grundsatze der Zweckbindung und Datenminimierung und den Verhalt-
nismaligkeitsgrundsatz hingewiesen.

Zu§11:

Zu § 11 Abs. 8 ist anzumerken, dass die Banken einen Schreibzugriff auf die Daten im Daten-
verbund haben, aber selbst nicht Verantwortliche nach Art. 26 DSGVO sein sollen. Vor diesem
Hintergrund sollte die datenschutzrechtliche Rolle der Banken im Datenverbund nochmals ge-
prift werden. Auch die 6ffentlichen Einrichtungen und Anbieter von Dienstleistungen gemaf3
§11 Abs. 9, die Studierenden Verginstigungen oder Ermaldigungen gewdhren, sollten ndher
erlautert werden. Es sollte weiters prazisiert werden, welche konkreten weiteren, insbeson-
dere zur eindeutigen Identifikation erforderlichen, Daten von § 11 Abs. 9 Z 1 umfasst sein kon-
nen.

In den Erlauterungen wird zudem ausgefihrt, dass eine Auflistung der konkret zu verarbeiten-
den Daten der einzelnen Kategorien in einer Verordnung vorgenommen wird. Diesbeziglich

wird auf die Anmerkungen zu § 4 Abs. 5 verwiesen.

Zu§12:

Fraglich erscheint, welche datenschutzrechtliche Rolle das Austrian Higher Education Systems
Network (AHESN) hat bzw. ob dies die Bezeichnung einer konkreten Datenverarbeitung (zB

Software) ist. In diesem Zusammenhang sollte § 12 Abs. 3 ndher erldutert werden.

Es sollte in § 12 Abs. 2 prazisiert werden, welche konkreten Studierenden- und Studiendaten
ausgetauscht werden und zu welchem Zweck dieser Austausch erforderlich ist.

Zu §13:

In § 13 Abs. 2 sollte die datenschutzrechtliche Rolle der Agentur fir Qualitatssicherung und Ak-
kreditierung Austria festgelegt werden. Gleiches ist hinsichtlich der Bundesanstalt ,Statistik
Osterreich® in § 13 Abs. 3 anzumerken.

Hinsichtlich der ndheren Bestimmungen zu den zu Ubermittelnden Daten gemaf3 § 13 Abs. 4

wird auf die Anmerkungen zu § 4 Abs. 5 verwiesen.
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Zu§15:

Zu § 15 Abs. 2 sollte noch naher erlautert werden, wozu die genannten personenbezogenen
Daten der Schiler und Studierenden konkret bendtigt werden, und iSd Verhaltnismal3igkeits-
grundsatzes (§ 1 Abs. 2 DSG) geprift werden, ob alle in Abs. 2 genannten Daten zur Zwecker-
reichung unbedingt erforderlich sind.

Zu §15 Abs. 6 wird angemerkt, dass die zu verarbeitenden personenbezogenen Daten bereits
im Gesetz (und nicht erst in der Verordnung) geregelt werden missen. Diesbezuglich wird auch
auf die Anmerkungen zu § 4 Abs. 5 verwiesen.

Weitere inhaltliche Bemerkungen

Zu Art. 9 (Bildungsdokumentationsgesetz 2019):

Zu§11:

Nach Abs. 6 sind zB , die Finanzamter gemal? Familienausgleichsgesetz 1967" abfrageberech-
tigt. Diese Umschreibungen sollten nach dem Vorbild des Abs. 7 (,in Vollziehung ...rechtlicher

Normen") prazisiert werden.

Zu§15:

Unklar ist (Abs. 1 letzter Satz), welcher Unterschied bei der Verdffentlichung der , Ergebnisse
der Statistik" gegeniber einer Veroffentlichung der Statistik selbst bestehen soll. § 30, nicht
aber §19 des Bundesstatistikgesetzes 2000 unterscheidet zwischen Hauptergebnissen und

Detailergebnissen der Statistiken sowie Ergebnissen statistischer Erhebungen.

Abs. 4 nennt in Z1 und 2 alternativ (arg. ,oder") unterschiedliche Normadressaten (Lei-

ter/Rechtstrager). Die damit verbundene Unklarheit sollte vermieden werden.

Abs. 6 sollte daraufhin Gberprift werden, ob er das Gemeinte ausdrickt, zB ob tatsachlich Zu-
lassungswerber Gber die in den Gesamtevidenzen zur Verfigung stehenden Daten (hier ist ge-
genuber dem geltenden § 9 Abs. 6 das sinnverandernde Wort ,hinaus" entfallen) und Gber das
bildungseinrichtungsspezifische Personenkennzeichen befragt werden sollen. Dabei sollte
auch der UbermafRRigen Lange (65 Worter) der Einleitung abgeholfen werden, etwa durch Zer-

legung in mehrere Satze.
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Zu§18 Abs. 1:

Uneingeschrankt sind dynamische Verweisungen in verfassungsrechtlicher Hinsicht nur zulds-
sig (vgl. zB VfSlg. 6290/1970, 7085/1973, 7241/1973, 17.335/2004, 17.479/2005, 19.645/2012),
wenn auf Akte derselben Normsetzungsautoritat, im vorliegenden Fall: auf Bundesgesetze,
verwiesen wird. Statt auf ,Rechtsvorschriften des Bundes" ware daher nur auf Bundesgesetze

Bezug zu nehmen.

Zu §109:

Die Zustandigkeit zur Vollziehung ist nicht blof3 (auch nicht blof3 subsidiar) durch Verweisung
auf das Bundesministeriengesetz zu regeln (LRL 80), vielmehr ware der zustandige Bundesmi-

nister konkret zu bezeichnen.
Il. Legistische und sprachliche Bemerkungen
Allgemeines:

Zu legistischen Fragen wird allgemein auf die Internet-Adresse http://bmvrdj.gv.at/legistik hin-

gewiesen, unter der insbesondere die Legistischen Richtlinien 1990 (im Folgenden mit ,LRL"

zitiert)* und verschiedene, legistische Fragen betreffende Rundschreiben des Verfassungs-

dienstes zuganglich sind.

Bei der Zitierung von Rechtsvorschriften genigt generell der Kurztitel (vgl. LRL 133), eine vor-
handene Abkirzung sollte nur dann zusatzlich angefihrt werden, wenn sie bei einem Folgezi-
tat statt des Kurztitels verwendet wird.

Hinsichtlich der im Entwurfstext mehrfach erwdhnten Bundesanstalt ,Statistik Osterreich®
wird auf die korrekte Schreibung mit AnfGhrungszeichen (vgl. im Bundesstatistikgesetz 2000
§ 22 Abs. 1 und passim) hingewiesen.

Statt vom Hauptverband der dsterreichischen Sozialversicherungstrager (§ 3 Abs. 4, § 16 Abs. 3
Z3, §23 Abs.1 und 2) ware zufolge dem Sozialversicherungs-Organisationsgesetz, BGBI. |
Nr.100/2018, (ab 1. Janner 2020) vom Dachverband der Sozialversicherungstrager zu spre-
chen.

Thttps://www.justiz.qv.at/web2013/file/2c94848a60c158380160e4e3747c0c33.de.0/legrl1990.pdf
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Zum Titel:

Da es ein Bildungsdokumentationsgesetz 2019 noch nicht gibt, ist statt ,das" der unbestimmte

Artikel ,ein" zu verwenden.
Zu Art. 1 (Anderung des Schulorganisationsgesetzes):

ZuZ1(§28 Abs. 2):

Im letzten Satz ware nach dem Wort ,sonstigen™ ein Beistrich zu setzen, da nicht fuglich vor-
ausgesetzt werden kann, dass die Cluster Technik und Dienstleistungen (auch) ,den Interes-
sen, Begabungen und Fahigkeiten der Schilerinnen und Schiler oder der Wirtschaftsstruktur
der Region" entsprechen.

Zu Art. 2 (Anderung des Schulunterrichtsgesetzes):

ZuZ1(§11 Abs.1):

Den Erlauterungen ist zu entnehmen, dass ,(a)n die Orientierungsphase [...Jeine Schwer-
punktphase anschlief3en (soll)". Im Gesetzestext heil3t es hingegen: ,Daran anschlie3end kann
eine Schwerpunktphase vorgesehen werden®. Diese Unstimmigkeit sollte aufgeldst werden.

Zu Art. 7 (Anderung des Hochschul-Qualitatssicherungsgesetzes) und 8 (Anderung des
Universitatsgesetzes 2002):

Es sollte eine Inkrafttretensregelung vorgesehen werden, selbst wenn sich deren Inhalt mit der
allgemeinen Regel des Art. 48 Abs. 1 letzter Satz B-VG und § 11 Abs. 1 erster Satz BGBIG deckt.

Zu Art. 9 (Bildungsdokumentationsgesetz 2019):

Zu§2:

Bei der Zitierung gesamter Rechtsvorschriften sollte der bestimmte Artikel verwendet werden,
sodass es zB statt ,Schulen gemdf’ Land- und forstwirtschaftlichem Bundesschulgesetz" viel-

mehr ,Schulen gemafR dem Land- und forstwirtschaftlichen Bundesschulgesetz" hief3e.

Die zugehdrige Abkirzung ware nur dann anzufihren, wenn sie nachfolgend im Gesetzestext

verwendet wird; das ist beim im Entwurf vorliegenden Gesetzesartikel hdufig nicht der Fall.
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In Z12 ware im Sinne einer korrekten Zitierung statt ,IQS - Gesetzes" vielmehr

.1QS-Gesetzes" zu schreiben (dasselbe gilt fir § 9 Abs. 1 letzter Satz).

In Z13 hatte es ,§ 9 des ... gesetzes" zu lauten (LRL 136).

Zu§ 4 Abs. 3:

Die Abkirzung ,DSVGO" ist auf ,DSGVO" zu korrigieren.

Zu§ 4 Abs. 4:

Die Konjunktion ,bzw." sollte generell vermieden werden (LRL 26) und ist hier auch nicht sinn-

entsprechend; vielmehr bote sich die Konstruktion ,weder ... noch ... moglich ist" an.

Zu§ 4 Abs. 5:

Die Formulierung ,,...berechtigung aus .." enthalt eine Fehlattribuierung; es sollte ,Berechti-

gung zur ... aus .." lauten.

Zuf§5:

In Abs. 1Z 10 ware das Wort ,nachstgelegenen* nicht getrennt zu schreiben.

In Abs. 1Z 11 ware vor dem Wort ,abzufragen" kein Beistrich zu setzen.

In Abs. 1 Z 13 sollte es statt ,unter Angabe deren Bezeichnung" vielmehr ,unter Angabe von

deren Bezeichnung" oder schlicht ,und deren Bezeichnung" lauten.

In Abs. 1 Z 18 ware der Gedankenstrich samt Abkirzung ,— BAG" zu streichen, da in weiterer

Folge nicht mehr auf das Berufsausbildungsgesetz verwiesen wird.

In Abs. 3 hdtte es auch im zweiten Satz ,des ... gesetzes" zu lauten (LRL 136).

Zu § 6 Abs. 2:

Die Abkirzung ,iVm" sollte im Sinne besserer Allgemeinverstandlichkeit vermieden werden.
Dies gilt auch fir § 11 Abs. 2 und § 12 Abs. 3.
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Zul§7:

In Abs. 3 ist das Wort ,sonstige" auf die grammatikalisch korrekte Endung ,sonstigen" zu kor-
rigieren, da der Ausdruck ,sonstige[n] Erledigungen® zur Passage , Verwendung dieser Kenn-
zeichnungen auf den ..." gehort (also nicht etwa ,Bestimmungen Uber ... sonstige Erledigun-
gen" gemeint sein kann). Der nach dem Ausdruck ,sonstige[n] Erledigungen" gesetzte Bei-
strich hatte zu entfallen.

In Abs. 6 Z 2 ware nach dem Gliedsatz ,,ob am Bildungseinrichtungsort eine zusatzliche An-
schrift besteht™ ein Beistrich zu setzen.

Zu§9:

Nach der AbkiUrzung und dem Beistrich ,SchUG," ist in Abs. 1 ein Abstand einzufigen. Aul3er-
dem kann die Wendung ,des IQS — Gesetzes —" entfallen, da nach einmaliger Anfihrung des
Gesetzes mit Abkirzung (siehe § 2 Z 12) die Abkirzung ,,|QS-G" ausreichend ist.

Statt (Abs. 5 und 6) von dem fir ein Gesetz bzw. fir dessen Vollziehung zustandigen sollte von
dem mit der Vollziehung des betreffenden Gesetzes betrauten Bundesminister gesprochen
werden. Allerdings sollte die Verordnungszustandigkeit nicht durch Verweisung auf ein ande-
res Bundesgesetz, sondern durch Verwendung der zutreffenden Ministerialbezeichnung fest-

gelegt werden.

Zu§10:

In der Einleitung hatte der vor dem Wort ,insbesondere" gesetzte Beistrich zu entfallen.

In Z 2 ware der Beistrich nach dem Wort ,Ersatzkennzeichen" in orthographischer Hinsicht zu
streichen; wenn er ausdricken soll, dass nur die nachfolgend erwdhnten bPK anderer Bereiche
in verschliUsselter Form verarbeitet werden muissen, ware stattdessen die Wendung ,in ver-

schlisselter Form" voranzustellen, d.h. nach dem Wort ,sowie" zu platzieren.

Zu§11:

In Abs. 2 ist der Abstand zwischen dem Wort ,betreiben" und dem Beistrich zu entfernen.

Der Gedankenstrich (Abs. 6 Z 1) samt Abkirzung ,— StudFG" ist zu streichen, da in weiterer
Folge nicht mehr auf das Studienférderungsgesetz 1992 verwiesen und daher eine Abkirzung
nicht verwendet wird. In Abs. 6 Z 2 ist nach der Fundstelle ,,BGBI. Nr. 376/1967" ein Beistrich zu

10von19

www.parlament.gv.at



10/SN-146/ME XX V1. GP - Stellungnahme zu Entwurf (elektr. Ubermittelte Version)

setzen. Auch in diesem Absatz sollte bei der Zitierung gesamter Rechtsvorschriften der be-

stimmte Artikel verwendet werden.

Im Sinne der Einheitlichkeit und des Textverstandnisses wird empfohlen, in Abs. 9 nach dem
Wort ,Datenverbund" jeweils unter Z 1 und 2 die Wortfolge , der Universitaten und Hochschu-

len" einzufigen.

Zu Abs. 10 Z 3 wird insbesondere im Sinne der Einheitlichkeit empfohlen, den Ausdruck ,Vor-

und Familienname" in den Akkusativ (,Vor- und Familiennamen") zu setzen.

Zu§12 Abs. 3:

Im Sinne der Einheitlichkeit wird empfohlen, die ,,Fachhochschulen® vor den ,,Fachhochschul-
Studiengangen" anzufihren, sodass die Wortfolge, wie auch an den Ubrigen Stellen des Geset-
zesentwurfs, ,Fachhochschulen und Fachhochschul-Studiengange" lautet.

Zu §13 Abs. 2:

Zwischen den Wortern ,Namen" und ,,sondern" ist ein Beistrich zu setzen.

Zu § 14 Abs. 1:

In Z 2 lit. b ware nach dem Einschub ,,, gegliedert ..." ein Beistrich zu setzen.

Zu §§15und 16:

Auch hier (vgl. §15 Abs. 2 Z 1 lit. | und Z 2 lit. h) sollte es statt ,unter Angabe deren Bezeich-
nung"vielmehr ,unter Angabe von deren Bezeichnung" oder schlicht,,und deren Bezeichnung"

lauten.

In§15Abs.2Z1lit. p ware nach dem Einschub ,,, soweit ... erforderlich" ein Beistrich zu setzen.
Ahnlich wére in Z 2 lit. b und c der Einschub ,soweit vorhanden" vom vorangehenden (wie auch
vom nachfolgenden) Text durch einen Beistrich abzusetzen; zusatzlich stellt sich die Frage, auf
welches Satzglied sich dieser Einschub bezieht.

Die Wortfolge (§15Abs. 4 Z1lit. a, b, Z 2 sowie § 16 Abs. 2 Z 2, Abs. 3) ,jeden Kalenderjahres"
ware jeweils auf die grammatikalisch korrekte Endung ,jedes Kalenderjahres" zu korrigieren.

In§ 16 Abs. 3Z 2 sollte es im ersten Halbsatz, da ein Verfahren nicht zugleich positiv und nega-

tivabgeschlossenen sein kann, ,der positivund der negativ abgeschlossenen Verfahren lauten.
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Im zweiten Halbsatz ware statt ,finden ... Anwendung" einfach ,sind ... anzuwenden" zu schrei-
ben (LRL 28); die Mehrzahlform (,finden") ware nach ,§ 3 Abs. 2 bis 4" auf den Singular zu kor-
rigieren, da sich bei absteigend geordneten Gliederungseinheiten der Numerus nach der
hochsten Gliederungseinheit richtet. Die Anordnung einer sinngemdfSsen Anwendung hatte zu
unterbleiben (LRL 58).

Zu§17:

Es fallt auf, dass die Uberschrift zu § 17 (,Datenverarbeitungen hinsichtlich der Bundesstatistik
zum Bildungswesen und des Bildungsstandregisters™) nicht mit dem Wortlaut des Abs. 1 sowie
mit der entsprechenden Uberschrift in den Erlauterungen (,Datenverarbeitungen hinsichtlich
der Bundesstatistik zum Bildungswesen und dem Bildungsstandregister") Ubereinstimmt.
Abs. 1 spricht von der Erstellung der ,Bundesstatistik zum ... Bildungsstandregister". Dies er-
scheint wenig treffend, da im vorangehenden Paragraphen nicht von einer so bezeichneten
Statistik, sondern, auf3er vom Bildungsstandregister selbst und von der Bundesstatistik Gber
das Bildungswesen, lediglich von auf der Grundlage des Bildungsstandregisters zu erstellenden

Verlaufsstatistiken Gber die Anderungen im Bildungsstand die Rede ist.
Abs. 3 ware (durch eine Absatzmarke) von Abs. 2 zu trennen.

Zum 6. Abschnitt (Ubergangs- und Schlussbestimmungen) im Allgemeinen:

Der 6. Abschnitt ist mit ,Ubergangs- und Schlussbestimmungen® betitelt. Er enthalt sechs Pa-
ragraphen, von denen der erste mit ,Schlussbestimmungen®, einer mit ,Ubergangsbestim-
mungen" und einer mit ,Ubergangsbestimmungen hinsichtlich des 5. Abschnitts" Uberschrie-
ben ist. Die Uberschriften des Abschnitts und der Paragraphen erscheinen somit nicht hinrei-
chend miteinander abgestimmt. Auch die Systematik ware zu Uberprifen. Die Vollziehungs-

klausel sollte den letzten Paragraphen bilden.

Zu §18:

Vermutlich wegen ihrer Kirze werden hier mehrere vollig unterschiedliche Bestimmungen in
einem Paragraphen zusammengefasst, was aber in systematischer Hinsicht nicht gerechtfer-
tigt ist. Insbesondere die Strafbestimmung sollte einen eigenen Paragraphen bilden. Auch die
Uberschrift ,Schlussbestimmungen® ist nicht treffend, da sie einerseits nicht fur all diese Best-
immungen passend ist, dies andererseits aber auch fur die nachfolgenden Paragraphen ware.
Dieser Paragraph ware vielmehr in mehrere Paragraphen zu zerlegen, wobei lediglich die vor-

gesehenen Abs. 4 und 5 zu einem Paragraphen zusammengefasst werden kénnten. Die eben
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genannten Absdtze sind keinesfalls Schlussbestimmungen im rechtstechnischen Sinn und hat-
ten daher den Ubrigen Bestimmungen dieses Paragraphen voranzugehen. Ebenso hatte die
Strafbestimmung den Schlussklauseln betreffend Verweisungen und betreffend Verordnungs-
erlassung wahrend der Legisvakanz voranzugehen, wobei letztere sinnvollerweise zur Inkraft-

tretensbestimmung zu stellen ware.

Was die Frage der Verordnungserlassung wahrend der Legisvakanz (Abs. 3) anlangt, darf auf
die Zweckmal3igkeit einer Regelung, die auch kinftige Novellen erfasst, hingewiesen wer-
den(vgl. zB § 26 E-GovG).

Der Gedankenstrich (Abs. 4) samt Abkirzung ,— DSG" ist zu streichen, da in weiterer Folge
nicht mehr auf das Datenschutzgesetz verwiesen und daher eine Abkirzung nicht verwendet

wird.

Zu§1975:

Ein Bundesminister ist auch der Bundeskanzler, der daher bei einer so globalen Bezugnahme
nicht gesondert zu nennen ist. Der Gedankenstrich samt Abkirzung ,— BMG" ist zu streichen,
da in weiterer Folge nicht mehr auf das Bundesministeriengesetz 1986 verwiesen und daher
eine Abkirzung nicht verwendet wird. Der Beisatz ,in der jeweils geltenden Fassung" hatte zu

entfallen, da sich sein Inhalt bereits aus § 18 Abs. 1 ergibt.

Zu § 20:

Die Anlagen sind als Teile des in Art. 9 enthaltenen Bundesgesetzes konzipiert und daher nicht

neben diesem (,sowie die Anlagen ...") zu erwdhnen.

Zu§22:

Die Uberschrift ,Ubergangsbestimmungen® sollte spezifiziert werden, da es ja auch eine Uber-

schrift ,Ubergangsbestimmungen hinsichtlich des 5. Abschnitts" gibt.
In Abs. 2 ist vor dem Wort ,,ist" kein Beistrich zu setzen.

In Abs. 4 ist die Wortfolge ,mit Ausnahme des § 3 Abs. 2 Z 1" nicht nachvollziehbar, da keine
Gesamtheit von Bestimmungen angegeben ist, von der eine Ausnahme gemacht werden
konnte. Die Wortfolge , ab diesem Zeitpunkt" im ersten Satz erscheint als redundant (siehe ,,ab
dem Schuljahr 2022/23") und damit Uberflissig.
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Der Artikel ,dem" (Abs. 7) wadre zu streichen; die Praposition ,ohne" verlangt den Akkusativ
(,den"). Es sollte daher entweder ,mit dem oder chne den Namen" oder ,,mit oder ohne Na-

men" lauten.

Zu §23:

In Abs. 1 dritter Satz waren die Wendungen ,zu friheren Zeitpunkten® und ,ab diesem Zeit-

punkt" zu harmonisieren (zB ,, ,ab dem jeweiligen Zeitpunkt").

Zu Anlage 1:

ZuZ3und 4:

Vor dem Wort ,,ausgenommen" ware jeweils ein Beistrich zu setzen.

Zu Z11.

Das Wort ,,den" ist durch das Wort ,am" zu ersetzen, da es um ,die Teilnahme (...) am mutter-
sprachlichen Unterricht" geht.

Zu Anlage 2:

ZuZ3:

Das Wort ,erforderlichen® ist durch das Wort ,erforderliche" zu ersetzen.

Zu Anlage 5:

ZuZ6:

Das Wort ,Monat" ist maskulin; der Artikel ,das" ist somit durch , der" zu ersetzen, dem Wort

,Jahr der Artikel ,,das" voranzustellen.

Zu Anlage 6:

ZuZ2:

Das Wort ,,Schulformenkennzahl" ist auf das sonst verwendete Wort ,Schulformkennzahl® zu

korrigieren.
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ZuZ9:

Siehe die Ausfihrungen zu Anlage 5Z 6.

ZuZ13:

Das Wort ,,im" ist zu streichen.

Zu Anlage 7:

In der zweiten Zeile ist das Wort ,studienbeitragsbezogenen" durch das Wort ,studienbei-

tragsbezogene" zu ersetzen.

ZuZ2.2. lit.bundc:

Diese Bestimmungen sollten an Anlage 4 Z 3 angeglichen werden.
lll. Zu den Materialien

Zur Wirkungsorientierten Folgenabschatzung:

Es fallt auf, dass sich die WFA nur auf Artikel 9 des Entwurfs bezieht.

Die Uberschrift sollte nicht ,Anderung des Bildungsdokumentationsgesetzes ..." lauten, son-

dern sich auf das (gesamte) Gesetzesvorhaben beziehen.

Unter der Uberschrift ,Problemdefinition® ist der Schragstrich im Wort ,Schiler/innen" zu ent-

fernen.
Zum Besonderen Teil der Erlauterungen:

Zu Art. 3 (Anderung des Schulunterrichtsgesetzes fir Berufstatige, Kollegs und Vorberei-
tungslehrgange):

Zu Z3(§69 Abs. 14):

Im letzten Satz fehlt das Wort ,anzuwenden™.
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Zu Art. 4 (Anderung des Schulpflichtgesetzes 1985):
Zu Z 6(§30 Abs. 25):
Im ersten Satz ist das Wort ,,Bundesgesetz" durch das Wort ,Bundesgesetzblatt" zu ersetzen.
Zu Art. 9 (Bundesgesetz Uber die Dokumentation im Bildungswesen):
Zu§274bis12:
Unter dem sechsten Spiegelstrich sollte es "unter den Begriff ,abschliel3ende Prifungen™ sub-
sumieren" lauten.
Zu § 3 Abs. 2:
In der elften Zeile ware nach der Abkirzung ,bPK-BF" der Beistrich zu streichen.
Zu§ 4 Abs. 3:
Die Abkirzung ,DSVGO" ist durch die Abkirzung ,DSGVO" zu ersetzen.
Zu§5Abs. 1:
Im mit ,Ferner ..." beginnenden (finften bzw. sechsten) Absatz des Textes auf S. 11 ware der
Artikel ,der" vor dem Wort ,Sprache" durch den Artikel ,die" zu ersetzen.
Im mit ,Mit ..." beginnenden (siebenten bzw. achten) Absatz des Textes auf S. 11 ware das
Wort ,Erhebung" durch ,Erhebungen® zu setzen, um es dem Verb ,sollen™ anzupassen.
Zu § 6 Abs. 5:

Erwagungsgrund 39 der DSGVO spricht nicht von der ,Sicherstellung einer unnétigen Daten-
speicherung", sondern vom genauen Gegenteil: ,(...) sicherzustellen, dass die personenbezo-
genen Daten nicht langer als notig gespeichert werden*. Dies sollte entsprechend klargestellt

werden.

In der finften Zeile des ersten Absatzes zu Abs. 5 ist das Wort ,vorgesehen® durch das Wort

.vorgesehenen" zu ersetzen.
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Zu §8 Abs. 3:

Nach dem Beistrich, der dem Wort ,verbessern* folgt, ist ein Abstand einzufigen.

Zu § 8 Abs. 4:

Es wird empfohlen, das Wort ,Berufsreifeprifung" im Plural zu verwenden.

Zu §9 Abs.3und 4:

Mit dem Wort ,Verzahlung" in der ersten Zeile der S. 14 ist wahrscheinlich das Wort ,Verzah-

nung" gemeint.

Im dritten Absatz der S. 14 ist in der neunten Zeile das Wort “soll* durch das Wort ,sollen" zu

ersetzen. In der zehnten Zeile ist auRerdem der Beistrich zu entfernen.

Zu§11:

Im zweiten Absatz ware der Gliedsatz ,die ... werden" zwischen Beistriche zu setzen.

Im darauffolgenden Absatz ware nach der Fundstellenangabe ,BGBI. | Nr. 32/2018" ebenfalls
ein Beistrich zu setzen. Dasselbe gilt fUr dieselbe Fundstelle im mit dem Wort ,Mit" beginnen-
den (vierten) Absatz auf S. 15.

Zu§12:

Im vierten Absatz der S. 16 ist nach der Fundstelle ,,BGBI. | Nr. 32/2018" ebenfalls ein Beistrich

ZU setzen.

Zu§15Abs.1Z6:

Es wird angeregt, das Wort ,verbessert", da sich dieses auf ,Dropouts" bezieht, durch das Wort

Jreduziert" zu ersetzen.

Zu §15 Abs. 2 bis 5:

Die Wort- und Zeichenfolge ,Datenschutzgesetz — (...) BGBI. | Nr. 165/1999 " ist zu streichen,
sodass nur die Abkirzung ,DSG" bleibt, da, nachdem dieses Gesetz bereits samt Abkirzung

zuvor angefihrt wurde, in Folge nur die Abkirzung verwendet wird.
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Zu§15Abs. 6:

Nach dem Wort , Interessenbekundung" sowie nach dem Wort ,Informationsveranstaltung" ist

jeweils ein Beistrich zu setzen.
Im dritten Absatz der S. 18 ist nach dem Wort ,Universitaten" der Beistrich zu entfernen.

Der Gedankenstrich samt Abkirzung ,— WBV 2016" ist zu streichen, da in weiterer Folge nicht
mehr auf die Wissensbilanz-Verordnung 2016 verwiesen und daher eine Abkirzung nicht ver-

wendet wird.

Zu §16:

In der ersten Zeile des siebten Absatzes der S. 18 ist das Wort ,,soll" durch das Wort ,sollen" zu

ersetzen.

Im selben Absatz ist das Wort ,akademischen" durch die Wortfolge ,,Daten Gber akademische™

ZU ersetzen.

Zu§17:

Die angegebene Uberschrift entspricht nicht der im Gesetzesentwurf verwendeten.

Zu §18 Abs. 3:

Nach dem Wort ,Voraussetzungen" ist ein Beistrich zu setzen.
Zur Textgegenuiberstellung:

Inder Textgegenuberstellung ist die Unterschiedshervorhebung zu umfangreich, da gleichblei-
bende Textpassagen in erheblichem Malf3 nicht als solche ausgewiesen werden. Dies gilt etwa
fir (Art. 1:) § 28 Abs. 2, § 29 Abs. 1 lit. a und b und § 30 Abs. 3 SchOG, (Art. 2:) §11 Abs. 1, § 17
Abs. 1a und § 36a Abs. 3 SchUG sowie (Art. 3:) § 36 Abs. 2 SchUG-BKYV; der Text zu §§ 28 bis 30
SchOG ist zu 89 % hervorgehoben, statt richtigerweise zu blof3 ca. 18 %. Es sollten daher die
empfohlenen Werkzeuge verwendet werden, wie sie seit April d.J. in das E-Recht-Legistik-
Add-In (Version 1.6.0.0) integriert sind.
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Diese Stellungnahme wird im Sinne der Entschlie3ung des Nationalrates vom 6. Juli 1961 auch

dem Prasidium des Nationalrates zur Kenntnis gebracht.

24, Mai 2019
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Dr. Gerhard HESSE

Elektronisch gefertigt

BMVRDJ

SIGNATUR

Datum/Zeit 2019-05-27T15:43:02+02:00
Dieses Dokument wurde elektronisch signiert. Auch ein
Hinweis Ausdruck dieses Dokuments hat die Beweiskraft einer

offentlichen Urkunde.

Prifinformation

der elektronischen Signatur finden Sie unter:
www.signaturpruefung.gv.at

www.bmvrdj.gv.at/amtssignatur

Informationen zur Priifung des elektronischen Siegels bzw.

Informationen zur Priifung des Ausdrucks finden Sie unter:

www.parlament.gv.at

19von19

19von 19



	Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Schulorganisationsgesetz, das Schulunterrichtsgesetz, das Schulunterrichtsgesetz für Berufstätige, Kollegs und Vorbereitungslehrgänge, das Schulpflichtgesetz 1985, das Pflichtschulabschluss-Prüfungs-Gesetz, da...
	I. Inhaltliche Bemerkungen
	Datenschutzrechtliche Bemerkungen
	Zu Art. 4 (Änderung des Schulpflichtgesetzes 1985):
	Zu Z 2 (§ 6 Abs. 1a):

	Zu Art. 9 (Bildungsdokumentationsgesetz 2019):
	Zu § 3:
	Zu § 4:
	Zu § 5:
	Zu § 7:
	Zu § 8:
	Zu § 9:
	Zu § 11:
	Zu § 12:
	Zu § 13:
	Zu § 15:


	Weitere inhaltliche Bemerkungen
	Zu Art. 9 (Bildungsdokumentationsgesetz 2019):
	Zu § 11:
	Zu § 15:
	Zu § 18 Abs. 1:
	Zu § 19:



	II. Legistische und sprachliche Bemerkungen
	Allgemeines:
	Zum Titel:
	Zu Art. 1 (Änderung des Schulorganisationsgesetzes):
	Zu Z 1 (§ 28 Abs. 2):

	Zu Art. 2 (Änderung des Schulunterrichtsgesetzes):
	Zu Z 1 (§ 11 Abs. 1):

	Zu Art. 7 (Änderung des Hochschul-Qualitätssicherungsgesetzes) und 8 (Änderung des Universitätsgesetzes 2002):
	Zu Art. 9 (Bildungsdokumentationsgesetz 2019):
	Zu § 2:
	Zu § 4 Abs. 3:
	Zu § 4 Abs. 4:
	Zu § 4 Abs. 5:
	Zu § 5:
	Zu § 6 Abs. 2:
	Zu § 7:
	Zu § 9:
	Zu § 10:
	Zu § 11:
	Zu § 12 Abs. 3:
	Zu § 13 Abs. 2:
	Zu § 14 Abs. 1:
	Zu §§ 15 und 16:
	Zu § 17:
	Zum 6. Abschnitt (Übergangs- und Schlussbestimmungen) im Allgemeinen:
	Zu § 18:
	Zu § 19 Z 5:
	Zu § 20:
	Zu § 22:
	Zu § 23:
	Zu Anlage 1:
	Zu Z 3 und 4:
	Zu Z 11:

	Zu Anlage 2:
	Zu Z 3:

	Zu Anlage 5:
	Zu Z 6:

	Zu Anlage 6:
	Zu Z 2:
	Zu Z 9:
	Zu Z 13:

	Zu Anlage 7:
	Zu Z 2.2. lit. b und c:



	III. Zu den Materialien
	Zur Wirkungsorientierten Folgenabschätzung:
	Zum Besonderen Teil der Erläuterungen:
	Zu Art. 3 (Änderung des Schulunterrichtsgesetzes für Berufstätige, Kollegs und Vorbereitungslehrgänge):
	Zu Z 3 (§ 69 Abs. 14):

	Zu Art. 4 (Änderung des Schulpflichtgesetzes 1985):
	Zu Z 6 (§ 30 Abs. 25):

	Zu Art. 9 (Bundesgesetz über die Dokumentation im Bildungswesen):
	Zu § 2 Z 4 bis 12:
	Zu § 3 Abs. 2:
	Zu § 4 Abs. 3:
	Zu § 5 Abs. 1:
	Zu § 6 Abs. 5:
	Zu § 8 Abs. 3:
	Zu § 8 Abs. 4:
	Zu § 9 Abs. 3 und 4:
	Zu § 11:
	Zu § 12:
	Zu § 15 Abs. 1 Z 6:
	Zu § 15 Abs. 2 bis 5:
	Zu § 15 Abs. 6:
	Zu § 16:
	Zu § 17:
	Zu § 18 Abs. 3:


	Zur Textgegenüberstellung:


		2019-05-27T15:43:02+0200
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




